Preußiſche Gefeßfammlung 


(Nr. 10781.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Braunſchweig wegen Herſtellung einer 
durchgehenden Eiſenbahnverbindung von Waſſerleben nach Börſſum. Vom 


21. September 1906. 
Saue Majeſtät der König von Preußen und der Regentſchaftsrat für das 
Herzogtum Braunſchweig haben zum Zwecke einer Vereinbarung wegen Herſtellung 
einer durchgehenden Eiſenbahnverbindung von Waſſerleben nach Börſſum zu Be— 
vollmächtigten ernannt: 

Seine Majeſtät der König von Preußen: 

Allerhöchſtihren Geheimen Oberregierungsrat Martini, 
der Regentſchaftsrat für das Herzogtum Braunſchweig: 
den Finanzrat von dem Buſch, 
von denen, unter Vorbehalt der Ratifikation, der nachſtehende Vertrag verabredet 
und abgeſchloſſen worden iſt. 
Artikel 1. 

Die Oſterwieck-Waſſerlebener Eiſenbahnaktiengeſellſchaft in Berlin bes 
abſichtigt, die ihr gehörige Nebeneiſenbahn Waſſerleben —Oſterwieck von Oſterwieck 
nach Hornburg zu verlängern, die der Stadtgemeinde Hornburg gehörige Kleinbahn 
Hornburg Börſſum anzukaufen und nach Umwandlung in eine Nebenbahn in 
ihr Unternehmen einzubeziehen, fo daß eine durchgehende Nebeneiſenbahn— 
verbindung Waſſerleben —Börſſum entſtehen würde. 

Die Königlich Preußiſche und die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung 
werden eine derartige durchgehende, einheitlich zu betreibende Eiſenbahnverbindung 
zulaſſen und fördern. Insbeſondere ſind fie bereit, der Oſterwieck-Waſſerlebener 
Eiſenbahnaktiengeſellſchaft unter den üblichen Bedingungen die Konzeſſion zum 
Bau und Betriebe für die in ihrem Gebiete gelegene Strecke, unter Aufhebung der 
Konzeſſion zum Bau und Betriebe der Kleinbahn Hornburg -Vörſſum, zu erteilen. 


Artikel 2. 

Die Bahn Wafferleben-Börffum ſoll in Waſſerleben und Börſſum an 
die preußiſche Staatseiſenbahn angeſchloſſen werden. Für ihren Bau und Betrieb 
find die für Nebeneiſenbahnen geltenden Beſtimmungen der Eiſenbahn-Bau- und 
Betriebsordnung vom 4. November 1904 (Reichs-Geſetzbl. S. 387) ſowie die 
dazu ergehenden ergänzenden und abändernden Beſtimmungen maßgebend. 
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Artikel 3. 

Die Vollendung und Inbetriebnahme der Eiſenbahn von Waſſerleben nach 
Börſſum muß längſtens binnen zwei Jahren, von dem Tage an gerechnet, an 
welchem die Eiſenbahngeſellſchaft in den Beſitz der Konzeſſion beider Regierungen 
gelangt ſein wird, bewirkt werden. Sollte ſich die Vollendung des Baues über 
dieſe Friſt hinaus durch Verhältniſſe verzögern, für welche die Eiſenbahngeſellſchaft 
nach dem in dieſer Beziehung entſcheidenden Ermeſſen der zuſtändigen Eiſenbahn⸗ 
aufſichtsbehörden ein Verſchulden nicht trifft, ſo wird der Geſellſchaft durch die 
bezeichneten Behörden eine entſprechende Friſtverlängerung gewährt werden. 


Artikel 4. 

Die Feſtſtellung der Bauentwürfe bleibt jeder Regierung innerhalb ihres 
Staatsgebiets vorbehalten. Die von einer der vertragſchließenden Regierungen 
geprüften Betriebsmittel werden ohne weitere Prüfung auch im Gebiete der anderen 
Regierung zugelaſſen werden. 

Artikel 5. 

Zum Zwecke des Erwerbes des zur Anlage der Bahn erforderlichen Grund und 
Bodens werden die Königlich Preußiſche und die Herzoglich Braunſchweigiſche Regie⸗ 
rung, jede für ihr Gebiet, der Eiſenbahngeſellſchaft das Enteignungsrecht verleihen. 


Artikel 6. 

Unbeſchadet des Hoheits- und Aufſichtsrechts der Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſchen Regierung über die in ihrem Gebiete gelegene Bahnſtrecke und über 
den darauf ftattfindenden Betrieb wird die Ausübung des Oberaufſichtsrechts über 
die Geſellſchaft im allgemeinen der Königlich Preußiſchen Regierung als der⸗ 
jenigen, in deren Gebiete die Eiſenbahngeſellſchaft ihren Sitz hat, überlaſſen. 
Auch iſt die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung damit einverſtanden, daß 
die Beſtimmung über die Dotierung des Referve- und des Erneuerungsfonds 
ſowie die Genehmigung und die Feſtſetzung der Fahrpläne und der Tarife auch 
in Beziehung auf den in Braunſchweig gelegenen Teil der Bahn ſeitens der 
Königlich Preußiſchen Regierung erfolgt, mit der Maßgabe, daß in den Tarifen 
für die Strecke in Braunſchweig keine höheren Einheitsſätze in Anwendung 
kommen ſollen als für die Strecke in Preußen. 


Artikel 7. 

Der Unternehmer der Bahn hat wegen aller Entſchädigungsanſprüche, welche 
aus Anlaß der Bahnanlage oder des Bahnbetriebs auf Herzoglich Braunſchweigiſchem 
Gebiet entſtehen und gegen ihn geltend gemacht werden möchten „der Herzoglich 
Braunſchweigiſchen Gerichtsbarkeik und, inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen, 

Herzoglich Braunſchweigiſchen Geſetzen ſich zu unterwerfen. 

Der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Ver⸗ 
kehr zwiſchen ihr und dem Unternehmer ſowie die Handhabung der ihr über die 
innerhalb ihres Gebiets gelegene Strecke zuſtehenden Hoheits- und Aufſichts⸗ 
rechte einer beſonderen Behörde oder einem beſonderen Kommiſſare zu übertragen. 
Dieſe haben die Beziehungen ihrer Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in 


Pen 7 — 


allen Fällen zu vertreten, welche nicht zum direkten Einſchreiten der zuſtändigen 
Polizei⸗ und Gerichtsbehörden geeignet ſind. 


Artikel 8. 

Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in jedem Staatsgebiete zu- 
ſtändigen Behörden nach Maßgabe der im Artikel 2 bezeichneten Eiſenbahn⸗Bau⸗ 
und Betriebsordnung gehandhabt. Die in den beiden Staatsgebieten ſtationierten 
Bahnpolizeibeamten ſind auf Vorſchlag der Bahnverwaltung bei den zuſtändigen 
Behörden des betreffenden Staates zu verpflichten. 


Artikel 9. 

Bei Anſtellung der ſubalternen und unteren Bedienſteten finden die für 
Beſetzung der Subaltern- und Unterbeamtenſtellen mit Militäranwärtern jeweilig 
geltenden Grundſätze Anwendung. 

Bei Beſetzung dieſer unteren Beamtenſtellen hat die Eiſenbahngeſellſchaft 
bei ſonſt gleicher Befähigung innerhalb des Gebiets eines jeden der vertrag⸗ 
ſchließenden Staaten auf die Bewerbungen der Angehörigen desſelben beſondere 
Rückſicht zu nehmen. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen Staates 
angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Untertanenverband ihres 
Heimatlandes nicht aus, ſind aber den Geſetzen des Landes, in welchem ſie an— 


geſtellt ſind, unterworfen. 
Artikel 10. 


Der Telegraphen⸗ und Militärverwaltung gegenüber iſt die Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft den bereits erlaſſenen oder künftig für die Eiſenbahnen im Deutſchen 
Reiche ergehenden geſetzlichen und reglementariſchen Beſtimmungen unterworfen. 


Artikel 11. 

Gegenüber der Poſtverwaltung ift die Eiſenbahngeſellſchaft den Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 20. Dezember 1875 (Reichs-Geſetzbl. S. 318) und den dazu 
ergangenen oder künftig ergehenden Vollzugsbeſtimmungen und deren Abände— 
rungen mit den Erleichterungen unterworfen, welche nach den vom Reichskanzler 
erlaſſenen Beſtimmungen vom 28. Mai 1879 (Zentralblatt für das Deutſche Reich 
S. 380) für Bahnen untergeordneter Bedeutung (Nebenbahnen) für die Zeit bis 
zum Ablaufe von 8 Jahren vom Beginne des auf die Betriebseröffnung folgenden 
Kalenderjahrs gewährt ſind. Sofern innerhalb des vorbezeichneten Zeitraums 
in den Verhältniſſen der Bahn infolge von Erweiterungen des Unternehmens 
oder durch den Anſchluß an andere Bahnen oder aus anderen Gründen eine 
Anderung eintreten ſollte, durch welche nach der Entſcheidung der oberſten Reichs- 
aufſichtsbehörde die Bahn die Eigenſchaft als Nebenbahn verliert, tritt das Eiſen— 
bahnpoſtgeſetz mit den dazu gehörigen Vollzugsbeſtimmungen ohne Einſchränkung 
in Anwendung. 

Artikel 12. 

Für Kriegsbeſchädigungen und Zerſtörungen der Bahn im Gebiet eines 

der vertragſchließenden Staaten, mögen ſolche vom Feinde ausgehen oder im 
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Intereſſe der Landesverteidigung veranlaßt werden, ſoll die Eiſenbahngeſellſchaft 
oder deren Rechtsnachfolger einen Erſatz weder von dieſen Staaten noch vom 
Reiche beanſpruchen können. 

Artikel 13. 

Jede der beiden Regierungen behält ſich vor, die in ihr Gebiet fallende 
Bahnſtrecke der Beſteuerung nach Maßgabe der Landesgeſetze, insbeſondere der 
Entrichtung einer Eiſenbahnabgabe, zu unterziehen. Zu dieſem Behufe wird als 
Anlagekapital oder als Reinertrag der aus dem Verhältniſſe der Länge der in 
jedes Staatsgebiet fallenden Bahnſtrecke zur Länge der ganzen Bahn ſich ergebende 
Teil des Anlagekapitals oder des jährlichen Reinertrags angenommen. Die 
Steuererhebung geſchieht alljährlich nachträglich, und zwar zum erſten Male für 
das auf die Betriebseröffnung folgende, mit dem 1. April beginnende Rechnungsjahr. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird der Herzoglich Braunſchweigiſchen 
Regierung die Berechnung des Reinertrags der Bahn alljährlich mitteilen. 


Artikel 14. 

Für Akte der ſtaatlichen Oberaufſicht und die Ausübung ſtaatlicher Hoheits— 
rechte, insbeſondere für die landespolizeiliche Prüfung und Abnahme von Eiſen— 
bahnſtrecken und ſonſtigen Eiſenbahnanlagen, werden Gebühren und Auslagen 
von den vertragſchließenden Regierungen nicht erhoben werden. 


Artikel 15. 

Der Preußiſchen Staatsregierung bleibt, unbeſchadet des geſetzlichen Anfaufs- 
rechts für die in Preußen gelegene Strecke, das Recht vorbehalten, jederzeit, jedoch 
nicht vor Ablauf von 10 Jahren nach der Betriebseröffnung der neu zu erbauenden 
Strecke Oſterwieck-Hornburg, das ganze Bahnunternehmen Waſſerleben Börſſum 
gegen Erſtattung der vom Unternehmer aus eigenen Mitteln aufgewendeten not— 
wendigen und nützlichen Anlage- oder Erwerbskoſten, und zwar für die Bahn— 
ſtrecken von Oſterwieck nach Waſſerleben und von Hornburg nach Börſſum mit 
einem Zuſchlage von 10 Prozent dieſer Koſten, eigentümlich zu erwerben. 


Artikel 16. 
Dieſer Vertrag ſoll zweifach ausgefertigt und von den vertragſchließenden 
Regierungen zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. 
Die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden ſoll in Berlin erfolgen. 
So geſchehen Berlin, den 21. September 1906. 


(L. S.) Martini. (. S.) von dem Buſch. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifiziert worden und die Auswechſelung 
der Ratifikationsurkunden hat ſtattgefunden. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriumg. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung find an das Koͤnigl. Gefegfammlungsamt in Berlin W. 9 zu richten. 


